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I. Allgemeine Bestimmungen 

 

 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr  

(1) Die Gesellschaft führt die Firma Deutsche Post AG. 

(2) Sie hat ihren Sitz in Bonn. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Erbringung von Dienstleistungen auf den Ge-

bieten Kommunikation, Transport und Logistik, insbesondere auf dem Gebiet des 

Postwesens. 

 

(2)  Die Gesellschaft ist zu allen sonstigen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die 

geeignet erscheinen, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen. Dazu kann sie 

insbesondere Produkte und Dienstleistungen auch für Rechnung Dritter, insbeson-

dere über ihre Vertriebsfilialen, anbieten. Sie kann auch andere Unternehmen glei-

cher oder verwandter Art oder Unternehmen des Bank- und Finanzdienstleistungs-

bereichs im In- und Ausland gründen, erwerben und sich an ihnen beteiligen sowie 

solche Unternehmen leiten oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschrän-

ken. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen aus-

gliedern. 

 

 



 2

§ 3 

Beauftragung der Bundesanstalt  

für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost 

Die Gesellschaft lässt Angelegenheiten im Sinne des § 3 Abs. 2 des Bundesanstalt Post-

Gesetzes durch die Bundesanstalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bundespost 

wahrnehmen. Sie schließt zu diesem Zweck entgeltliche Geschäftsbesorgungsverträge 

mit der Bundesanstalt. 

 

 

§ 4 

Bekanntmachungen und Informationen 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpa-

piere der Gesellschaft mit deren Zustimmung im Wege der Datenfernübertragung 

zu übermitteln. 

 

 

II. Grundkapital und Aktien 

 

 

§ 5 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals  

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro 1.239.059.409 und ist eingeteilt in 

1.239.059.409 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag). 

(2) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Mai 2026 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu Euro 130.000.000 durch Ausgabe von 

bis zu 130.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021). Die Ermächtigung kann ganz 

oder in Teilbeträgen ausgeübt werden. Die Aktien können von einem oder mehreren 

Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Kreditinstituten gleichgestellt sind die 

nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 

Kreditwesen tätigen Unternehmen.  
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Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand ist jedoch er-

mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Ak-

tien auszuschließen:  

-  für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben;  

-  soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungs-

pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es 

ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung 

der Wandlungspflicht zustehen würde;  

-  wenn die Aktien gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft 

gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabe-

preises nicht wesentlich unterschreitet und die ausgegebenen Aktien insgesamt 

10% des Grundkapitals, das die Gesellschaft im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

oder – soweit niedriger – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung hat, 

nicht überschreiten; auf diese 10%-Grenze sind andere Aktien und Bezugsrechte 

auf Aktien anzurechnen, die seit Beschlussfassung über diese Ermächtigung un-

ter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder in entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben, veräußert bzw. begründet 

worden sind; ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options-, 

Wandel- und/oder Gewinnschuldverschreibungen sowie Genussrechten ausge-

geben worden oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. 

Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-

geben worden sind;  

-  wenn die neuen Aktien im Rahmen von Aktienbeteiligungs- oder anderen aktien-

basierten Programmen an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder des 

Vertretungsorgans eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens oder 

an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens 

ausgegeben werden sollen, wobei das Arbeitsverhältnis bzw. Organverhältnis zur 

Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen im Zeitpunkt der Zu-

sage der Aktienausgabe bestehen muss; in dem durch § 204 Abs. 3 Satz 1 AktG 

gesetzlich zugelassenen Rahmen kann die auf die neuen Aktien zu leistende Ein-

lage aus dem Teil des Jahresüberschusses gedeckt werden, den Vorstand und 

Aufsichtsrat nach § 58 Abs. 2 AktG in andere Gewinnrücklagen einstellen können; 

soweit Vorstandsmitgliedern Aktien gewährt werden sollen, entscheidet hierüber 

der Aufsichtsrat der Gesellschaft;  
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-  wenn die neuen Aktien zur Einführung der Aktien der Gesellschaft an einer aus-

ländischen Börse verwendet werden sollen, an der die Aktien bislang nicht zum 

Handel zugelassen sind; die Ermächtigung gilt entsprechend für die Börsenein-

führung von Depotrechten oder Zertifikaten, die Aktien repräsentieren;  

-  bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zum Zwecke von Unternehmenszu-

sammenschlüssen oder des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Be-

teiligungen an Unternehmen (einschließlich Aufstockungen) oder anderen Wirt-

schaftsgütern; 

- wenn und soweit der Vorstand den Aktionären anbietet, nach ihrer Wahl einen fäl-

ligen und zahlbaren Dividendenanspruch gegen die Gesellschaft (ganz oder teil-

weise) nicht in bar, sondern durch Ausgabe von neuen Aktien aus dem Genehmig-

ten Kapital 2021 zu erfüllen.  

Der Vorstand wird von der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts nur 

Gebrauch machen, wenn und soweit der auf die auszugebenden Aktien insgesamt 

entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% nicht überschreitet. Zum Zweck 

der Ausgabe neuer Aktien im Rahmen von Aktienbeteiligungs- oder anderen aktien-

basierten Programmen wird der Vorstand von der Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts nur Gebrauch machen, wenn und soweit der auf die auszugeben-

den Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 3% nicht über-

schreitet. Wird während der Laufzeit der Ermächtigung bis zu ihrer vollständigen 

Ausnutzung von anderen zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächti-

gung bereits bestehenden Ermächtigungen zur Ausgabe von neuen Aktien der 

Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von neuen Aktien der 

Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei 

das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen, sind die ausgegebenen 

Aktien oder Rechte zum Bezug von Aktien auf die genannte 10%-Grenze anzurech-

nen, soweit die Ausgabe der Aktien oder Rechte zum Bezug von Aktien nicht der 

Bedienung aktienbasierter Vergütungsprogramme dient. Angerechnet werden 

überdies Aktien, die aufgrund bereits begebener Wandelschuldverschreibungen 

ausgegeben werden, wenn die Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss des 

gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte sowie die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 
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(3) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 75.000.000 durch die Ausgabe von bis zu 

75.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2017). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Options- oder 

Wandlungsrechten oder der Bedienung von Wandlungspflichten sowie der Gewäh-

rung von Aktien anstelle von Geldzahlungen an die Inhaber von Schuldverschrei-

bungen, die die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften in Übereinstimmung 

mit dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 28. April 2017 aus-

geben. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem Options- bzw. Wandlungspreis, 

der in Übereinstimmung mit dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung 

vom 28. April 2017 jeweils bestimmt wird. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 

durchgeführt, wenn und soweit die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschrei-

bungen, die auf der Grundlage des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-

lung vom 28. April 2017 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Options- 

oder Wandlungsrechten Gebrauch machen, ihren Wandlungspflichten nachkommen 

oder an die Inhaber bzw. Gläubiger dieser Schuldverschreibungen anstelle von Geld-

zahlungen die Gewährung von Aktien erfolgt und nicht andere Erfüllungsformen zur 

Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-

jahres an, in dem sie ausgegeben werden, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermäch-

tigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. 

(4) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 12.000.000 durch die Ausgabe von bis zu 

12.000.000 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapi-

tal 2018/1). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugsrechten 

an Mitglieder der Geschäftsführungen der im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft ste-

henden Unternehmen sowie an Führungskräfte der Gesellschaft und der in ihrem 

Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmen, soweit sie in dem Role Classification Sys-

tem (RCS) der Deutsche Post DHL Group einen RCS Grade B bis F haben (Bezugsbe-

rechtigte). Die Bezugsrechte dürfen nur auf der Grundlage des Ermächtigungsbe-

schlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 24. April 2018 ausgegeben 

werden. Die Aktien werden an die Bezugsberechtigten gegen Einbringung des auf 

die in Übereinstimmung mit dem Ermächtigungsbeschluss der ordentlichen Haupt-

versammlung vom 24. April 2018 ausgegebenen Performance Share Units im Zeit-

punkt der Aktienausgabe entfallenden Vergütungsbetrages im Wege einer Sachein-

lage zum Ausgabebetrag in Höhe des anteiligen Betrags der ausgegebenen Aktien 

am Grundkapital ausgegeben. Dabei wird jeweils eine Aktie gegen Einbringung des 

bei Ablauf der Wartezeit bestehenden Vergütungsbetrags aus einer Performance 

Share Unit ausgegeben. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-

führt, als Aktien auf die gewährten Bezugsrechte ausgegeben werden und die Ge-

sellschaft die Bezugsrechte nicht durch Barzahlung oder Lieferung von eigenen Ak-
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tien ablöst. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

ausgegeben werden, am Gewinn teil. 

(5) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 12.000.000 durch die Ausgabe von bis zu 

12.000.000 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapi-

tal 2020/1). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugsrechten 

an Mitglieder der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft verbundenen Unter-

nehmen und an Führungskräfte der Gesellschaft und der mit ihr verbundenen Un-

ternehmen, soweit sie in dem Role Classification System (RCS) der Deutsche Post 

DHL Group einen RCS Grade B bis F haben (Bezugsberechtigte). Die Bezugsrechte 

dürfen nur auf der Grundlage des Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen 

Hauptversammlung vom 27. August 2020 ausgegeben werden. Die Aktien werden 

an die Bezugsberechtigten gegen Einbringung des auf die in Übereinstimmung mit 

dem Ermächtigungsbeschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom 27. August 

2020 ausgegebenen Performance Share Units im Zeitpunkt der Aktienausgabe ent-

fallenden Vergütungsbetrags im Wege einer Sacheinlage zum Ausgabebetrag in Hö-

he des anteiligen Betrags der ausgegebenen Aktien am Grundkapital ausgegeben. 

Dabei wird jeweils eine Aktie gegen Einbringung des bei Ablauf der Wartezeit beste-

henden Vergütungsbetrags aus einer Performance Share Unit ausgegeben. Die be-

dingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als Aktien auf die gewähr-

ten Bezugsrechte ausgegeben werden und die Gesellschaft die Bezugsrechte nicht 

durch Barzahlung oder Lieferung von eigenen Aktien ablöst. Die neuen Aktien neh-

men vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie ausgegeben werden, am Ge-

winn teil. 

(6) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 40.000.000 durch die Ausgabe von bis zu 

40.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2020/2). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Options- oder 

Wandlungsrechten oder der Bedienung von Wandlungspflichten sowie der Gewäh-

rung von Aktien anstelle von Geldzahlungen an die Inhaber von Schuldverschrei-

bungen, die die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften in Übereinstimmung 

mit dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 27. August 2020 

ausgeben. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem Options- bzw. Wandlungs-

preis, der in Übereinstimmung mit dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptver-

sammlung vom 27. August 2020 jeweils bestimmt wird. Die bedingte Kapitalerhö-

hung wird nur durchgeführt, wenn und soweit die Inhaber bzw. Gläubiger von 

Schuldverschreibungen, die auf der Grundlage des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 27. August 2020 ausgegeben oder garantiert werden, von 

ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen, ihren Wandlungspflich-

ten nachkommen oder an die Inhaber bzw. Gläubiger dieser Schuldverschreibungen 

anstelle von Geldzahlungen die Gewährung von Aktien erfolgt und nicht andere Er-
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füllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom 

Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie ausgegeben werden, am Gewinn teil. Der 

Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. 

(7) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 20.000.000 durch die Ausgabe von bis zu 

20.000.000 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapi-

tal 2022/1). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugsrechten 

an Mitglieder der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft verbundenen Unter-

nehmen und an Führungskräfte der Gesellschaft und der mit ihr verbundenen Un-

ternehmen, soweit sie in dem Role Classification System (RCS) der Deutsche Post 

DHL Group ein RCS Grade B bis F haben (Bezugsberechtigte). Die Bezugsrechte dür-

fen nur auf der Grundlage des Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen Haupt-

versammlung vom 6. Mai 2022 ausgegeben werden. Die Aktien werden an die Be-

zugsberechtigten gegen Einbringung des auf die in Übereinstimmung mit dem Er-

mächtigungsbeschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom 6. Mai 2022 aus-

gegebenen Performance Share Units im Zeitpunkt der Aktienausgabe entfallenden 

Vergütungsbetrags im Wege einer Sacheinlage zum Ausgabebetrag in Höhe des an-

teiligen Betrags der ausgegebenen Aktien am Grundkapital ausgegeben. Dabei wird 

jeweils eine Aktie gegen Einbringung des bei Ablauf der Wartezeit bestehenden Ver-

gütungsbetrags aus einer Performance Share Unit ausgegeben. Die bedingte Kapi-

talerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als Aktien auf die gewährten Bezugs-

rechte ausgegeben werden und die Gesellschaft die Bezugsrechte nicht durch Bar-

zahlung oder Lieferung von eigenen Aktien ablöst. Die neuen Aktien nehmen vom 

Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie ausgegeben werden, am Gewinn teil. 

Wenn an die Stelle eines Verfalls der Bezugsrechte ein Anspruch auf Herausgabe der 

bezogenen Aktien an die Gesellschaft tritt, können die herausgegebenen Aktien 

durch Entscheidung des Vorstands eingezogen werden. 

(8) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 40.000.000 durch die Ausgabe von bis zu 

40.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2022/2). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Options- oder 

Wandlungsrechten oder der Bedienung von Wandlungspflichten sowie der Gewäh-

rung von Aktien anstelle von Geldzahlungen an die Inhaber von Schuldverschrei-

bungen, die die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften in Übereinstimmung 

mit dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 6. Mai 2022 ausge-

ben. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem Options- bzw. Wandlungspreis, 

der in Übereinstimmung mit dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung 

vom 6. Mai 2022 jeweils bestimmt wird. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 

durchgeführt, wenn und soweit die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschrei-

bungen, die auf der Grundlage des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
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lung vom 6. Mai 2022 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Options- oder 

Wandlungsrechten Gebrauch machen, ihren Wandlungspflichten nachkommen oder 

an die Inhaber bzw. Gläubiger dieser Schuldverschreibungen anstelle von Geldzah-

lungen die Gewährung von Aktien erfolgt und nicht andere Erfüllungsformen zur 

Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-

jahres an, in dem sie ausgegeben werden, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermäch-

tigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. 

(9) Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den Namen. Die Aktionäre haben der Gesell-

schaft zur Eintragung in das Aktienbuch die gesetzlich vorgeschriebenen Angaben 

zu machen.  

(10) Trifft bei einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung dar-

über, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lau-

ten sie auf den Namen.  

(11) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine be-

stimmt der Vorstand. Der Anspruch auf Einzel- und Mehrfachverbriefung der Aktien 

ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach 

den Regeln einer Börse vorgeschrieben ist, an der die Aktie zugelassen ist. Die Ge-

sellschaft ist berechtigt, gegen Kostenerstattung Aktienurkunden auszustellen, die 

einzelne Aktien oder mehrere Aktien (Sammelurkunde) verkörpern.  

(12) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend 

von § 60 des Aktiengesetzes bestimmt werden. 

 

 

III. Vorstand 

 

 

§ 6 

Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im übrigen bestimmt der 

Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands. 

(2) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertreten-

den Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es können stellvertretende Vorstands-

mitglieder bestellt werden. 
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(3) Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder eine 

Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 

 

§ 7 

Vertretung der Gesellschaft 

Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch zwei Mitglieder des Vorstands oder 

durch ein Mitglied des Vorstands in Gemeinschaft mit einem Prokuristen. Stellvertretende 

Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht ordentlichen Vorstands-

mitgliedern gleich. 

 

 

§ 8 

Geschäftsführung 

Der Vorstand führt die Geschäfte unter Beachtung der Geschäftsordnung und des vom 

Aufsichtsrat gebilligten Geschäftsverteilungsplans. 

 

 

§ 9 

Zustimmungspflichtige Geschäfte 

(1) Die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats bestimmt, welche Geschäfte der Vorstand 

nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen darf. 

(2) Der Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig 

machen. Er kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Ge-

schäften allgemein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Best-

immungen genügt, im voraus erteilen.  
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IV. Aufsichtsrat 

 

 

§ 10 

Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwanzig Mitgliedern, und zwar zehn Aufsichtsratsmit-

gliedern der Aktionäre und zehn Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer. Die 

Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre werden von der Hauptversammlung gewählt, 

die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer werden nach den Vorschriften des 

Mitbestimmungsgesetzes bestellt.  

(2) Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung 

der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Ge-

schäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die 

Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann für Mit-

glieder der Aktionäre bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen. Die Bestellung 

eines Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds der 

Aktionäre erfolgt, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht 

abweichend bestimmt, für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 

(3) Mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied 

bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied 

vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger bestellt ist. Das 

Amt eines in den Aufsichtsrat nachgerückten Ersatzmitglieds der Aktionäre erlischt, 

sobald ein Nachfolger für das ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied bestellt ist, spä-

testens mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

(4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine 

an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung ohne Einhaltung einer Frist und 

ohne Angabe von Gründen niederlegen. 
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§ 11 

Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt nach Maßgabe des § 27 Abs. 1 und 2 des Mit-

bestimmungsgesetzes aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter 

für die in § 10 Abs. 2 dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl erfolgt im An-

schluss an die Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu wäh-

lenden Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre bestellt worden sind, in einer ohne be-

sondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der Vorsitzende oder sein 

Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat 

eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

(2) Unmittelbar nach der Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bildet der 

Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 des Mitbestimmungsgesetzes be-

zeichneten Aufgabe einen Ausschuss, dem der Vorsitzende, sein Stellvertreter sowie 

je ein von den Mitgliedern der Arbeitnehmer und von den Mitgliedern der Aktionäre 

mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewähltes Mitglied angehören. 

 

 

§ 12 

Geschäftsordnung 

Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Sat-

zung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung. 

 

 

§ 13 

Einberufung 

(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung 

von seinem Stellvertreter, unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen in Textform 

einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einla-

dung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der 

Einberufende die Frist abkürzen und auch mündlich oder fernmündlich einberufen. 

(2) Mit der Einladung sind Ort und Zeit der Sitzung sowie die einzelnen Punkte der Ta-

gesordnung anzugeben. Ergänzungen der Tagesordnung sind in der Regel 7 Tage 
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vor der Sitzung zu übermitteln, soweit aus Gründen der Dringlichkeit oder Geheim-

haltung nicht ausnahmsweise eine andere Vorgehensweise geboten ist. 

(3) Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung aus wichtigem Grund aufheben oder 

verlegen. Er ist berechtigt, eine begonnene Sitzung kurzfristig zu unterbrechen. 

Über längerfristige Unterbrechungen entscheidet der Vorsitzende vorbehaltlich ei-

ner abweichenden Mehrheitsentscheidung des Aufsichtsrats. 

 

 

§ 14 

Beschlussfassung 

 

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Der Vorsit-

zende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhan-

delt werden, sowie die Art und die Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann zulas-

sen, dass Mitglieder des Aufsichtsrats an einer Sitzung und Beschlussfassung im 

Wege der Telefon- oder Videokonferenz teilnehmen oder ihre Stimme innerhalb ei-

ner von ihm bestimmten angemessenen Frist nachträglich abgeben. Zu Gegenstän-

den der Tagesordnung, die nicht rechtzeitig mitgeteilt worden sind, kann nur Be-

schluss gefasst werden, wenn kein Mitglied dem Verfahren widerspricht. Abwesen-

den Mitgliedern ist in einem solchen Fall innerhalb einer vom Vorsitzenden be-

stimmten angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, der Beschlussfassung zu wi-

dersprechen oder nachträglich ihre Stimme abzugeben; der Beschluss wird erst 

wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied innerhalb der Frist widersprochen hat. 

 

(2) Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen durch Stimmabgaben in Text-

form, im Wege fernmündlicher Abstimmung oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Te-

lekommunikation zulässig, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende dies für den Einzelfall 

bestimmt. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und 

allen Mitgliedern zugeleitet. 

 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus 

denen er insgesamt zu bestehen hat, durch Stimmabgabe in der nach Gesetz oder 

dieser Satzung zugelassenen Form an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied 

des Aufsichtsrats nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich bei 

der Abstimmung der Stimme enthält. 

(4) Der Vorsitzende kann die Beschlussfassung über einzelne oder sämtliche Gegen-

stände der Tagesordnung auf Antrag von zwei Mitgliedern auf höchstens vier Wo-
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chen vertagen, wenn an der Beschlussfassung nicht die gleiche Zahl von Mitgliedern 

der Aktionäre und der Arbeitnehmer teilnehmen würde oder sonst ein erheblicher 

Grund für die Vertagung vorliegt. Zu einer erneuten Vertagung ist der Vorsitzende 

nicht befugt. 

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 

soweit nicht gesetzlich eine andere Mehrheit zwingend vorgeschrieben ist. Ergibt 

eine Abstimmung Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über 

den selben Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Vorsitzende 

zwei Stimmen. 

(6) Der Vorsitzende und - bei Verhinderung des Vorsitzenden - der Stellvertreter sind 

ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse des 

Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erforderlichen Willenserklärungen abzugeben 

sowie Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

 

(7) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Satzungsänderungen, die nur die Fassung betreffen, 

zu beschließen. 

 

 

§ 15 

Ausschüsse 

(1) Der Aufsichtsrat kann - neben dem in § 11 Abs. 2 bezeichneten Ausschuss - weitere 

Ausschüsse bestellen. Den Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, Ent-

scheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats überwiesen werden. 

(2) Für das Verfahren der Ausschüsse gelten die Regelungen in den §§ 13 und 14 - mit 

Ausnahme des Zweitstimmrechts - entsprechend. Der Ausschuss kann aus seiner 

Mitte einen Vorsitzenden wählen, wenn nicht der Aufsichtsrat einen Vorsitzenden 

bestimmt. 

 

 

§ 16 

Schweigepflicht 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben - auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt - über 

vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Ge-
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schäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden, Still-

schweigen zu bewahren. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwie-

genheit über erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. 

 

 

§ 17  

Vergütung  

(1)  Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Erstattung ihrer baren Auslagen 

ab dem 1. Januar 2022 eine feste jährliche Vergütung in Höhe von 100.000 Euro.  

(2)  Die Vergütung nach Absatz 1 erhöht sich für  

 

den Vorsitzenden des Aufsichtsrats  um 100 %,  

den stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats  um   50 %,  

den Vorsitzenden eines Ausschusses  um 100 %,  

ein Ausschussmitglied  um   50 %.  

 Dies gilt nicht für den nach § 27 Abs. 3 MitbestG gebildeten Ausschuss und den No-

minierungsausschuss.  

(3)  Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ab dem 1. Januar 2022 für jede Sitzung 

des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse, an der sie teilnehmen, ein Sitzungsgeld in 

Höhe von 1.000 Euro, das nur insoweit geschuldet wird, als die Summe der in einem 

Geschäftsjahr anfallenden Sitzungsgelder 10% der gesamten Vergütung des Auf-

sichtsratsmitglieds, einschließlich erhaltener Aufwandsentschädigungen, nicht er-

reicht.  

(4)  Die Vergütung nach Absatz 1 und 2 sowie das Sitzungsgeld werden mit Ablauf der 

ordentlichen Hauptversammlung des nachfolgenden Geschäftsjahres fällig.  

Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat und/oder seinen Ausschüssen nur 

während eines Teils des Geschäftsjahres angehören, erhalten die Vergütung nach 

Absatz 1 und 2 zeitanteilig. 
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V. Hauptversammlung 

 

 

§ 18 

Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem deutschen Bör-

senplatz oder in einer deutschen Stadt mit mehr als 200.000 Einwohnern statt.  

 

(2) Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, 

mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Diese Min-

destfrist verlängert sich um die Tage der nach § 19 Abs. 1 der Satzung bestimmten 

Anmeldefrist. 

 

 

§ 19 

Teilnahmerecht und Stimmrecht, Bild- und Tonübertragung 

(1) Zur Teilnahme an einer Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in 

der Hauptversammlung sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister 

der Gesellschaft eingetragen sind und sich rechtzeitig angemeldet haben. Die An-

meldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 

Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung (Anmeldefrist) zugehen. Der 

Vorstand kann in der Einberufung der Hauptversammlung eine kürzere, in Tagen zu 

bemessende Anmeldefrist vorsehen. Der Vorstand ist ermächtigt, die Einzelheiten 

der Anmeldung zur Teilnahme an der Hauptversammlung festzulegen. 

 

(2) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung 

auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen 

und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektroni-

scher Kommunikation ausüben können („Online-Teilnahme“). Der Vorstand ist dabei 

auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme 

und Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. Die dazu getroffenen Bestimmungen 

sind mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen. 

 

(3) Der Vorstand kann vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Haupt-

versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikati-



 16

on abgeben dürfen (Briefwahl). Er kann die Einzelheiten des Verfahrens regeln, ins-

besondere die Stimmabgabe auf einen Übermittlungsweg beschränken sowie eine 

Frist für die Abstimmung per Briefwahl festlegen. Die Einzelheiten werden mit der 

Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

(4) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform. In der Einberufung zur Hauptversammlung 

können Erleichterungen für die Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und den 

Nachweis der Bevollmächtigung zugelassen und, soweit gesetzlich zulässig, Einzel-

heiten der Erteilung und des Widerrufs der Vollmacht, einschließlich der Art und 

Weise der Übermittlung des Vollmachtsnachweises an die Gesellschaft, festgesetzt 

werden. § 135 AktG bleibt unberührt. 

(5) Der Versammlungsleiter kann die auszugsweise oder vollständige Bild- und Ton-

übertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Wei-

se zulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffent-

lichkeit uneingeschränkten Zugang hat.  

§ 20 

Vorsitz in der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 

ein von ihm bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied aus dem Kreis der von den 

Aktionären gewählten Mitglieder. Für den Fall, dass weder der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz 

übernimmt, wird der Vorsitzende durch die Hauptversammlung gewählt. 

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die Ge-

genstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der 

Abstimmungen. Er ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich 

angemessen zu beschränken, insbesondere zu Beginn oder während der Hauptver-

sammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den Hauptversammlungsver-

lauf, den einzelnen Tagesordnungspunkt oder den einzelnen Frage- und Rede-

beitrag zu setzen sowie einen Zeitpunkt für den Beginn der Abstimmung über einen 

oder mehrere Tagesordnungspunkte zu bestimmen. 
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§ 21 

Beschlussfassung 

(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

 

(2) Die Beschlüsse werden, soweit nicht zwingend gesetzliche Vorschriften entgegen-

stehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit das Gesetz 

außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit einfacher Mehr-

heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 

 

 

VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

 

 

§ 22 

Jahresabschluss und ordentliche Hauptversammlung 

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresab-

schluss, den Konzernabschluss sowie die jeweiligen Lageberichte für das vergange-

ne Jahr aufzustellen und unverzüglich nach der Aufstellung zusammen mit dem 

Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat zur Prüfung vor-

zulegen. 

(2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand unverzüglich die or-

dentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Monate 

eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die Entlastung des 

Vorstands und des Aufsichtsrats, über die Wahl des Abschlussprüfers und über die 

Verwendung des Bilanzgewinns.  

(3) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahres-

abschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage 

einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in 

andere Rücklagen einzustellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte 

des Jahresüberschusses ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen 

nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden. 

(4) Der Bilanzgewinn wird an die Aktionäre verteilt, soweit die Hauptversammlung nicht 

eine andere Verwendung beschließt. Die Hauptversammlung kann auch eine Sach-

ausschüttung beschließen, wenn es sich bei den auszuschüttenden Sachwerten um 
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solche handelt, die auf einem Markt im Sinne von § 3 Abs. 2 Aktiengesetz gehandelt 

werden. 

(5) Nach Ablauf des Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-

rats im Rahmen des § 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre ausschüt-

ten, wenn die ordentliche Hauptversammlung aus sachlichen Gründen nicht in den 

ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres stattfindet. 

 

 

VII. Geschäftsaufnahme 

 

 

§ 23 

Geschäftsaufnahme 

 

Die Geschäfte der Deutsche Post AG werden am 01. Januar 1995 aufgenommen. Ab die-

sem Zeitpunkt gelten die Handlungen der Deutsche Bundespost POSTDIENST als für 

Rechnung der Deutsche Post AG vorgenommen. 


